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Grundsätzliche Entscheidungen des

Reichsversicherungsamts.
Kami eine Berufung auch mittels Fernsprechers rechtswirk«

sara eingelegt werden? Die Hinterbliebenen eines Arbeiters be¬

anspruchten Unfail-Hinterbliebenenrente, weil der Arbeiter in-

folge eines Betriebsunfalls gestorben sei. Die Berufsgenossen¬

schaft lehnte den Antrag ab: ein Betriebsunfall liege nicht vor.

Am 26. Juli teilte der Unternehmer, in dessen Betrieb der Ar¬

beiter verunglückte, der Berufsgenossenschaft durch Fern-

r u f mit, daB er hn Namen der Witwe Berufung gegen die Ab¬

lehnung des Rentenanspruchs einlege, und daß er die Berufs¬

genossenschaft ersuche, das Weitere in dfie Wege zu leiten. Der

Geschäftsführer der Berufsgenossenschaft trug dies an dem¬

selben Tage in die UnfaJlakten des Verunglückten ein. Außer¬

dem wiederholte der Unternehmer durch eine Eingabe vom

26. JuH 1922 die Berufung schriftlich, fügte seine Vollmacht als

Vertreter der Hinterbliebenen hinzu und knüpfte daran die Bitte,

„die vielleicht entstandene Fristüberschreitun« . .
berücksichti¬

gen zu wollen". Das Schreiben ging bei der Regierung am

30. Juli 1922 em.

Die Berufungsfrist war am 27. Juli 1022 abgelaufen, so daß

zwar die Mitteilung durch Fernruf innerhalb der Frist vorlag,

nicht aber die nachträgliche Eingabe. Das Oberversicherungs¬

arnt nahm die Berufung als rechtzeitig eingegangen an, stellte

fest, daß der Tod des Arbeiters die Folge eines Betriebsunfalls

ist und sprach den Hinterbliebenen die Renten zu.

Die Berufsgenossenschaft legte dagegen Rekurs ein. Das

Reiehsversicherungsamt entzog den Hinterbliebenen die Rente,

weM die Mitteilung durch Fernruf nicht rechts¬

wirksam und die schriftliche Mitteilung erst

nach Ablauf der Berufungsfrist eingetroffen
ist. (Amtl. Nachrichten des RVO. 1924 S. 70.)

Maßgebend für diese Entscheidung ist § 13 Abs. 1 der Ver¬

ordnung über Geschäftsgang und Verfahren der Oberversiche¬

rungsärnter vom 24. Dezember 1911:

Die Berufung ist schriftlich einzulegen. Sie kann auch zu Pro¬

tokoll einer inländischen Behörde oder eines Organs der Versicherungs¬

träger . . .
erklärt werden.

Die Mitteilung durch einen Fernsprecher ist eine münd¬

liche Einlegung der Berufung. Eine solche ist aber nur in der

Form einer Erklärung zu Protokoll bestimmter Stellen zu¬

gelassen. Die Mitteilung durch einen Fernsprecher kann nicht

als eine Erklärung zu Protokoll gelten, weil dazu notwendig ist,
daß der Erklärende bei der Aufnahme der Nieder¬

schrift unmittelbar zugegen ist. Ueberdies schreibt

§ 14 der angeführten Verordnung vor, daß dae Berufung ent¬

weder von dem Beteiligten selbst oder von seinem gesetzlichen
Vertreter oder von einem Bevollmächtigten unterzeichnet

sein muß. Unterzeichnet werden kann mir entweder eine

schriftliche Berufung oder ein Protokoll, jedoch nicht eine münd¬

liche Erklärung durch einen Fernsprecher: Diese Gründe haben

das Rexhsversicherwigsamt veranlaßt, in dem vorliegenden Fall

die Berufung für nicht rechtzeitig eingegangen zu erklären.

Die Begründung verweist u. a. auf eine Entscheidung des

Bayerischen Landesversicherungsamtes vom 22. September 1911,

abgedruckt in den Mitteilungen des Bayerischen LVA., Jahr¬

gang XXIV S. 53 Nr. 1321. Gerügt wird dabei, daß diese Ent¬

scheidung dic Bestimmung, daß die Berufung unterzeich¬

net sein muß, außer acht gelassen habe, und dann heißt es

weiter: im übrigen stützt das Bayerische LVA. seine Auf¬

fassung, daß die Berufung durch Fernruf zulässig ist. im wesent¬

lichen auf Zweckmäßigkeits erwägungen, die bei Beur¬

teilung einer Rechtsfrage nicht ausschlaggebend sein können,
im vorliegenden Falle auch nicht unbedenklich sind; gerade
weil in dem Verfahren vor den Instanzen der Arbeiterversiche¬

rung weitgehende Formfreiheit herrscht, muß im Interesse eines

geordneten Rechtszugs und der Sicherheit des Verkehrs im

Rechtsleben darauf Bedacht genommen werden, daß gewisse
grundlegende Verfahrensvorschriften nicht noch weiter ver«

wischt werden.

Demgegenüber seien die Gründe für jene Entscheidung des

Bayerischen LVA. angeführt. Sie gehen von der Absicht des

Gesetzgebers ausf in Anbetracht der mangelnden Geschäfts¬

gewandtheit mancher Arbeiter zu verhüten, daß durch strenge

Formvorschriften die RechtsVerfolgung eingeschränkt werde.

Von diesem Gesichtspunkte, so heißt es dann weiter, erscheint

auch die persönliche Anwesenheit des Berufungsführers oder

seines Bevollmächtigten oder Vertreters vor dem Protokoll¬

führer nicht notwendig. Der Fernsprecher ist in kurzer Zeit zum

Gemeingut der ganzen Kulturwelt geworden; er ist ein unent¬

behrliches Hilfsmittel für den mündlichen Verkehr zwischen

abwesenden Personen auf allen Gebieten des menschlichen

Denkens und Wirkens; darum hat der Fernsprecher auch im

Bürgerlichen Gesetzbuch (§ 147) Eingang gefunden. Wenn nun

schon a*f einem der wichtigsten Gebiete des Rechtslebens der

Fernsprecher als Ersatz für die persönliche Anwesenheit der

sprechenden Personen erachtet wird, so ist bei dem Mangel

entgegenstehender Bestimmungen nicht abzusehen, warum nicht

in dem schiedsgerichtlichen Verfahren der Fernsprecher die

gleiche Bedeutung haben soll.

Diese Zweckmäßigkeitserwägungen sind zutreffend. Welche

Bedetvken die Herren des RVA. dagegen haben, haben sie leider

nicht verraten; sie sind auch aus keiner Andeutung in der Be¬

gründung zu entnehmen.

Freilich können Zweckmäßigkeitserwägungen bei Beurtei¬

lung einer Rechtsfrage nicht ausschlaggebend sein, aber doch

nur dann, wenn sie dem Sinne und dem Zwecke des Gesetzes

widersprechen. Die Verordnung über Geschäftsgang und Ver¬

fahren der Oberversicherungsämter (vom 24. Dezember 1911)
ist auf Grund des § 35 Abs. 2 RVO. erlassen, der die zuständige
Stelle dazu berechtigt, „soweit nicht dieses Gesetz den Ge¬

schäftsgang und das Verfahren der Versicherungsbehörden ord¬

net44. Für die vorliegende Streitfrage enthält die RVO. nur die

Bestimmung des § 128, wonach Rechtsmittel in der Regel binnen

einem Monat nach Zustellung der angefochtenen Entscheidung

einzulegen sind. Der Wille des Berechtigten, Berufung einzu¬

legen, muß also innerhalb der Frist zurJCenntnis der zuständigen

Stelle gelangt sein: das ist der entscheidende Sinn

der Bestimmung und muß für die Streitfrage ausschlag¬

gebend sein. In dem vorliegenden Fall war dieser Wille in der

Tat zur Kenntnis der zuständigen Stelle innerhalb der Fri§t ge¬

langt, da ja der Geschäftsführer der Berufsgenossenschaft am

26. Juli dies in die Unfallakten eingetragen hat. Ob der Eintrag

formal als eine »»schriftliche" Einlegung der Berufung im

Sinne des § 13 Abs. 1 der Verordnung vom 24. Dezember 1911

anzusehen ist, mag dahingestellt sein; ja es mag zugegeben

werden, daß die Entscheidung des RVA. formal in Ordnung

ist: sachlich ist festzuhalten, daß die Berufung innerhalb der

Frist in der Tat zur Kenntnis der Berufsgenossenschaft ge¬

langt ist.

Dann bleibt nur noch das sachliche Bedenken, ob die Be¬

rufung wirklich im Auftrage des Berechtigten eingelegt sei.

Zur Würdigung dieses Bedenkens sei daran erinnert, daß es in

dem Handbuch der Unfallversicherung, das Mitglieder des RVA.
nach den Akten dieser Behörde herausgegeben haben, im 2. Band

Seite 587 heißt:

Es ist nicht e;forderlich, daB die zur Einlegung der Berufung berechtigte

Partei die Berufungsschrift, d. h. „Jede Eingabe, mittels deren der . . . Be¬

rechtigte seine Unzufriedenheit mit dem ihm zugegangenen Bescheide zu er¬

kennen gibt", eigenhändig schreibt oder unterschreibt. Die Partei kann sich

vielmehr der Hilfe eines Dritten bedienen. Die von einem solchen eingelegt©

Berufung ist wirksam, wenn die Einlegung mit Einwilligung (vorherige Zu«J

Stimmung) der P«itei erfolgt oder von ihr genehmigt wird (nachtragliche Zu¬

stimmung). Der Umstand, dafi die Berufungsschrilt von einem Dritten untere
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zeichnet und die etwa erforderliche Vollmacht nicht miteingercicht ist. recht¬

fertigt daher Btcfe nicht dr: Zurückweisung der Berufung. Das Schiedsgericht

fjas bestand damals noch) hat vielmehr festzustellen, fb die Einlegnng der

Btgmittl n.it tJmwiUigung der Partei bewirkt worden ist oder nachträglich

'
»n ihr genehmigt v ird."

Das letzte war in dem vorliegenden lalle nicht einmal nötig.

TJnii itteibar nach jener Eintragung in die Unfallakten traf ja

!>ei de: Benifsfenosseitschaft die schriftliche Bestätigung der

1^' : ing und die Vollmacht ein. Jeder Zweifel jede Unklarheit

war damit beseitigt, ebenso wie bei e;ner telegrafischen Vor-

nieldting. Deshalb genügt dieses Verfahren *uch für „einen

geordneten Rechtsweg und die Sicherheit des Verkehrs im

Rechtsleben", worauf mi! Recht die Herren des RVA. Wert ge¬

legt haben.
Schließlich hatten dic Herren noch Stellung zu nehmen zu

einer grundsätzlichen Entscheidung des Reichs Versorgung s-

gericiits vom 9. Juni 1922 (Entsch. des RVOer. Band 2 S. 269

Nr. 100) nach der „die Rekurseinlegimg mündlich unter Auf¬

nahme einer Niederschrift zuliiss;^ ist. wenn der Rekurs mitteis

Fernsprechers eingelegt und darüber eine Niederschrift

angenommen winT. Diese Entscheidung ist gefällt worden auf

Orund des Gesetzes über da* Verfahren in Versorgungssachen

(vom lü. Jajmar 1922). Der grundlegende Unterschied in der

Beurteilung der vorliegenden Frage zwischen dem Gesetz und

der Verordnung für die Obervcrsicherun«sämter liegt — so

heißt es in der Begründung des RVA. — darin, daß das Gesetz

nicht die Unterzeichnung des Rechtsmittels zwmgend vor¬

schreibt. Hieraus ergibt sich, daß die Verordnung für die Ober¬

versicherungsärnter nach dem Vorbilde des Qesetzes geändert

werden muß. Hat sich doch im Vcrsorguagswesen nicht der

geringste Mittstand daraus ergeben, daß die Berufung mittels

eine* Fernsprechers rechtswirksam eingelegt werden kann. Da¬

gegen ist es unerträglich für das Rechtsempfinden, daß — aus

formalem Grunde — in dem vorlegenden Falte den Hinter¬

bliebenen die Renten wieder entzogen werden mußten.

Noch in einer anderen Entscheidung hat sich das RVA. in

u u l>eiri*ü«ender Weise mit sehr wichtigen Zweckmäßigkeits-

erwägur^ren al_cehjoden. Wieder kam eine Schutzbestimmung

der RVO. für solche Arbeiter, die nicht das nötige Verständnis

für iuristisoäö Feinheiten haben, in Betracht, nämlich § 1608.

Er lautet:
ErtaiH der Versicherungsträger, bevor die früher* Entschei¬

dung über die Höhe der Entschädigung rechtikriftig wird, einen

neuen BttchHd. dnreh den die Rente wegen Aefiderong der Verhältnisse neu

fe-s.gektei.! wird, so gelten der Einspruch und die Rechtsmittel gegen den

früheren Mescheid auch als Einspruch oder Rechtsmittel gegen den neuen

Bescfeeid.

Hin Bergmann hatte einen Unfall erlitten und gegen den

Entschädiguti^sbescheid der Bcrufsgenossenschait Beruiung an

das Oberversicherungsarnt eingelegt. Da die Berufung zurück¬

gewiesen wurde, hat der Verletzte dagegen Rekurs an das RVA.

rechtzeitig eingelegt. Wahrend das Rekursverfahren noch

schwebte, hat die Berufsgenossenschaft die Rente des Verletzten

herabgesetzt. Diesen Bescheid hat der Verletzte nicht ange¬

fochten. Im weheren Verlauf des Verfahrens stellte es sich

heran* daß der Rekurs gegen die Entscheidung des Oberver-

sicherumra-tmts, da es sich um eine vorläufige Rente handelt,

unzulässig war. Daher fragte es sich, ob der unzulässige Rekurs

die Wirkung des § 1608 haben, d. h. als Einspruch gegen die

spätere Herabsetzung der Rente gelten kann. Dies hat das RVA.

schon früher, nämlich in einer Entscheidung vorn 16. Oktober

1915 (Amtl. Nachrichten des RVA. 1916 S. 314) bejaht, und

«wir jnüA Rücksicht auf den Grundgedanken des § 1608, daß

den Verletzten die Unkenntnis der gesetzlichen Vorschriften

Ober die Rechtsbehelfe nicht schaden solle, und daß ihnen ein

timfassender Schutz gegen den Verhist von Rechtsmitteln zu

gewahren sei44. Denn — so wird dann weiter ausgeführt — 4er

Arbeiter, der mit den gesetzlichen Vorschriften nicht vertraut

ist. wird zumeist die Zulässigkeit des Rekurses nicht zu ent¬

scheiden vermögen und glauben, daß der von ihm eingelegte

Rekurs die Nachprüfung seines Rentenanspruchs durch die

höhere Instanz im ganzen Umfang, also auch hinsichtlich des

zweiten Bescheids, zur Folge haben werde.

Bei der erneuten Prüfung der Frage hat das RVA. aus-

drückWch anerkannt, daß „diese auf Zwedcmäßigkerts<rründe ge¬

stützten Erwägungen sehr beachtlich sind44 (Amtl Nachrichten

des RVA. 1923 Seite 193h Aber „aus rechtlichen Gründen44 hat

es die entgegengesetzte Entscheidung gefällt: § 1608

setzt voraus, daß die erste angefochtene Entscheidung noch

nicht rechtskraftig ist. Wenn aber gegen diese Entscheidung

kein Rechtsmittel mehr zulässig ist. so ist sie rechtskraftig.

Daran ändert auch nichts vier unznifisdoe Rekurs. Er hat daher

keine Bedeutung für die spatere Aenderung der Rente.

Damit hat aber das RVA. die Absicht des Gesetzgeber*

verkannt. In der Regierungsvorlage zur Reichsversicherungs¬

ordnung war § 1571, an dessen Stell* der jetzige § 1608 getreten

ist, unverändert aus dem damaligen Recht übernommen und

hatte den entgegengesetzten Inhalt, nämlich daß das Rechts¬

mittel gegen den ersten Bescheid keine Bedeutung für

spätere Bescheide hat. Im Reichstagsausschuß» der den Entwurf

^ur RVO. zu beraten hatte, wurde der jetzt gültige Wortlaut

beantragt, weil das damalige Recht die rechtsunerfahrenen Ar-

heiter oft schwer geschädigt hat. Um solche Schädigungen in

Zukunft auszuschließen, wurde der Antrag angenommen. Die

Worte im I 1608 „bevor die frühere Entscheidung . . . rechts¬

kräftig wird*4 sollte einzig und allein besagen, daß das Rechts¬

mittel in der vorgeschriebenen Frist eingelegt werden muß.

Derartige Entscheidungen des RVA. sind bedauerlich. Das

RVA. wird seine besondere Aufgabe nur dann im vollen Maße

erfüllen, wenn es die Versjcherunßs^esetze so durchführt, wie

es die hier in Betracht kommenden Verhältnisse erfordern. Da¬

zu gehört freilich auch, daß der Gesetzgeber bei der Festlegung
der gesetzlichen Bestimmungen dem RVA. den notwendigen

Spielraum für seine Auslegungen, entsprechend den mannig¬

faltigen Erfordernissen des Lebens, laßt. Daher ist für die Zu¬

kunft zweierlei notwendig: Erstens beim RVA. das nötige Ver¬

ständnis für seine besondere Aufgabe, und zweitens beim Ge¬

setzgeber der Verzicht darauf, solche Einzelheiten zu regeln,

denen besser das RVA. in ständiger Fühlung mit dem Leben

und in seiner sachgemäßen Würdigung gerecht werden kann.

Gustav Hoch, Hanau a. M.

Verwaltung.
Freiwillige Weiterversicherung ia der Pensionskasse des

Reichsknappschaftsvereins nach dem Ueberschreiten der Ver¬

dienstgrenze. Das Knappschaftsgesetz bestimmt hinsichtlich der

Pensionskasse der Angestelltenabteilung, daß Angestellte der

Versicherungspflieht nur unterliegen, wenn sie die Angestellten-

eigenscliaft im Sinne des § 1 des Versicherungsgesetzes besitzen,

d. h„ sie müssen gegen Entgelt beschäftigt sein und dürfen die

Verdienstgrenze von 333.33 Goldmark monatlich nicht tiber¬

schritten haben. Eine freiwillige Weiterversicherung nach den

Ausscheiden aus der Versiehenrngspflicht wegen Aufgabe der

knappschaftlichen Beschäftigung sieht das Reichsknappschafts¬

gesetz nicht vor. Nach § 46 wird vielmehr mir für den Fall des

Ausscheidens ans der knappschaftlichen Beschäftigung das

Recht auf Wiederaufnahme und Erhaltung der Anwartschaft

anf die erdienten Steigerungsbeträge durch Zahlung einer An-

erkemiungsgebühr vorgesehen.

Die Frage, ob auch im Falle der Ueberschreitung der Ver¬

dienstgrenze die Aufrechterhaltung der bis ziwn Tage des Aus¬

scheidens aus der Pflichtversicherung erworbenen Ansprüche

durch Zahlung einer Anerkennungsgebühr möglich ist. war

kürzlich Gegenstand einer Aussprache unter den gewerkschaft¬

lichen Spitzenverbänden. Es sind nämüch in den Bezirksver¬

einen verschiedene Auslegungen erfolgt. Meistens hat man sich

auf den sehr richtigen Standpunkt gestellt, daß die frerwiHige

Weiterversicherung unier Zahlung der vollen Beiträge, die ja

auch das Angestelltenversicherimgsgesetz kennt, ohne weiteres

möglich ist. Nun sollen aber infolge des Beschlusses der Unter¬

nehmer die Renten auch nach mehr als 25jähriger Dienstzeit

nicht über 40 Proz. steigen. Daraufhin haben einzelne Unter¬

nehmer und hochbezahlte Angestellte den Standpunkt vertreten,

die Weiterversicherung habe ja doch kernen Zweck, da die

Renten auch nach mehr als 25 Dienstiahren doch nicht mehr

steigen. Die Frage muß daher vom Vorstand des Reichsknapp¬

schaftsvereins geklärt werden, um Einheitlichkeit darüber her¬

beizuführen, in welcher Weise diese AngesteHten sich die er¬

worbenen Ansprüche erhalten könnten.

Dic Spitzenverbändc haben sich hierbei auf den Standpunkt

gestellt, daß analog dem § 54 des Angestelltenversichenmgs-

gesetzes der Angestellte durch Zahlung von vier Monats¬

beiträgen während eines Kalenderjahres sich auch im Reichs-

knappschaftsr:csotz die Anwartschaft erhalten k&men soll. Maß¬

gebend hierfür war folgende UcberJegung: Alle Mitglieder der

Pensionskasse, die über 25 Dienstjahre in der Knappschaft zäh¬

len, müssen gegenwärtig ihre Beiträge weiterbezahlen, ohne

daß ihre Rente weiter steigt. Wer aber den Bergmannsberuf

verlaßt, kann durch Zahlung der Anerkennungsgebühr sich die

gleichen Rechte erhalten. Was soll nun mit dem geschehen,
der infolge der Ueberschreitung der Verdienstgrenze das gesetz¬

liche Recht hat. aus der Pensaonsversichenmg auszuscheiden?

Tritt man dafür ein, daß er sich durch Zahlung der Anerken-

nunffsgebübr die erworbenen Rechte erhalten kann, so wäre

das e'me große Ungerechtigkeit gegentfher allen jenen Ange¬

stellten, dio die vollen Beiträge trotz der zurückgelegten

25 Dienstjähre weiterbezahlcn müssen. Besitzt weiter der hoch¬

bezahlte Angestellte die Möglichkeit. Ae Wetterbezahlung der

Beiträge zu unterlassen, so müssen die anderen Angestellten

erhöhte Beiträge aufbringen, da die Rente« auf eine kleinere

Zahl von Versicherten umgelegt werden. Die Vertreter der

Spitzenverbände haben sich daher auf den Standpunkt gestellt,
im Retchsknippschaftsvorstand die Forderung zu vertreten, ana¬

log dem § 54 des Angestelltenvecsichenjngsge«etzes zu ver¬

fahren. Ob und inwieweit dieser Standpunkt sich im Reichs -
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knarpschaitsvorstand durchsetzen wird, läßt sich im Augenblick

noch nicht sagen. Wir weisen jedoch schon heute auf diese

1 age hm, wert hierdurch die Unsinnigkeit des Beschlusses der

Unternehmen die Rente nach 25 Dienstjähren nicht weitersteigen

lassen, scharf unterstrichen wird. Es ut ein hanebüchener

Unsinn, hl iedem Versicherten, der die Verdienstgrcnzc nach

.ihriger Mitgliedschaft überschritten hat, das Interesse daran

tu wecken, sich von der wetteren Beitragszahlung zu drücken,

weil ja doch die Rente nicht weitersteigt. Vom Standpunkt des

/einen ist das verständlich, vom Standpunkt der Gesamtheit

wird es zum Unsinn. Deswegen ist zu hoffen, daß das im Laufe

der nächsten Wochen vom Knappschaftssenat zu erwartende

Urteil darüber, „ob die Auslegung, die Rente brauche nach

25 Dienstiahren nicht weiterzusteigen, rechtlich zulässig sei14,

mit dieser Auslegung ein Ende macht.

Gewerkschaftliches.
Der Tarifvertrag geht der Dienstordnung vor. Viele Auf-

s Jitsbchorden haben ihre Hauptaufgabe darin erblickt, die tarii-

vertraglic'ien Vereinbarungen teils durch Versagung der Ge¬

nehmigung zu Dicnstordmings-änderimgen (§ 355 III RVO.), teüs

durch wilktirhehen Eingriff in tariflich geregelte Arbeitsver¬

hältnisse (tal § 356 RVO. gestützt) zu sabotieren*

Eine vernünftige und mit dem modernen Arbeitsrecht in

Einklang stellende Entscheidung hat jedoch das Versiche¬

rungsamt Gronau (Hannover) gefällt. Sie erkennt den

Vorrang der tariflichen Regelung vor der Dienstordnung un-

eifTgescbriakt an. Diese Entscheidung datiert vom 23. Januar

1924 und lautet:

„Der Anspruch des Geschäftsführers Z. wird dem Grumte

nach als berechtigt anerkannt. Die Nachforderung desselben

aus seinem Gehalt beträgt vom 1. November 1922 an für jede«

Monat 43, für 15 Monate 645 Goidmark.

Gründe:

Der Geschäftsführer Z. ist vom 1. Januar 1922 ab bei der

Allgemeinen Ortskrankankasse des Kreises Gronau i. H. ira

Hauptamt ansestel't. Auf Grund des mit dem Vorstande der

Ka.>so abgeschlossenen Anstellungsvertrages stehen Z. die Be¬

züge der Gruppe 1 des zwischen dem Hauptjverbaiid Deutschet

Ortskrankenkassen in Dresden und dem Zentralverband der

Aftgesteilten. Gau Hannover, abgeschlossenen Tarifvertrages zu.

Oruppe 1 des genannten Anstellimgsvertrages entspricht

Gruppe 8 der Reichsbesoldungsordnung^ Die von der Allge-

memen Ortskrankenkasse des Kreises Gronau und dem Ober-

vcrsicherumjsamt zur Genehmigung vorgelegte Dienstordnung

ist unterm 15. Juli 1923 aber nur mit der Maßgabe genehmigt

worden, daß der Geschäftsführer nur nach der Gruppe 6 der

Reichshesoldiiagsordnung besoldet wird. Unterm 19. November

1923 hat der Geschäftsführer Z. durch den Zentralverband der

Angesteliten bei dem hiesigen Versichertittgsamt nachgesucht,

gemäß | 358 der RVO. eine Entscheidung darüber zu fällen, ob

die Forderung des Uuterschiedsbetrages zwischen Gruppe 6

und 8 der RBO. dem ürunde nach als berechtigt anzusehen seh

In der heutigen Sitzung wurde der Unterschiedsbetrag vom

Kläger aui 43 Mk. für 15 Monate angegeben.

Der Vorstand der Krankenkasse hat nach erfolgter Ent¬

scheidung des Oberversicherungsamtes über die Dienstordnung

weder eine Beschwerde an die oberste Verwaltungsbehörde aut

Grund des § 355 der RVO. zum Zwecke der Herbenührung einer

Ucbereinstimmung des Angestellten- und Tarifvertrages mit der

Dienstordnung eingelegt, noch hat er den Ansteüungsvertrag zu

ärvdcrn und ihn mit der Dienstordnung in Einklang zu bringen

versucht. Der Anspruch des Geschäftsführers Z.

auf Bezahlung nach seinem A n s t el 1 u n g s v e r -

trage, der sich auf den zwischen den Organi¬

sationen abgeschlossenen Tarifvertrag stützt,

mußte deshalb vom Versicherungsamt dem

Grunde nach für die zurückliegende Zeit an¬

erkannt werden. Eine Nichtanerkennung seines An-

spracht würde gegenüber dem Geschäftsführer Z. nicht zii

rechtfertigen scui. Unberührt durch diesen Entscheid bleibt

dse Präge, oh der Geschäftsführer einer Kasse von der Größe

der Allg. Ortskrankenkasse Gronau künftig in dve Gruppe 6

oder 3 dor RBO. einzureihen ist Die Entscheidung dieser Fragu

muß höherer Entscheidung vorbehalten bleiben.

Der vom Vorstande der Afcg. Ortskrankenkassc zu zahlende

Untcrschisdshetrag wird auf monatlich 43 Goidmark. das ist

für 15 Monate auf 645 Goidmark festgesetzt
Der Wert des Streitgegenstandes beträgt 645 Ooldrnark.

Gegen diesen Beschluß steht den Beteiligten die Beschwerde

beim Oberversicherungsaint ui Hikleshekn zal

Der Vorsitzende gez. StHle.11

Es ist zu erwarten, daß die übrigen Aufsichtsbehörden dem

Versiche-un^samt Gronau auf seinem hier eingeschlagenem

Wege foigen und ihre Aufgabe erkennen, nicht als Tarifgegner,

sondern zum Schutze des Tarifvertrages be¬

rufen i:\i sein.

Das bayerische Landessperrgesetz und die Kranl.enkassen-
beamten. Das bayerische Staatsministerium für soziale Fürsorge
hat unter dein 31. Juli 1924 (Nr. 1118a II 151) folgenden Erlaß
über den Vollzug des Landessperrgesetzes vom 21. Dezember
1924 (GVBl. S. 4<>9) bei den Krankenkassen verfügt:

I. Du Verhältnis vier BetOldiasssptrriesetai EMI DteftStrccht der An¬

gestellten der Krankenkassen hat bereits d:c MlaUterialentSCfaMcetutg vom

28. April 1024 Nr. I litte II 24 en'r.ert. Nach der gmndsitzlicbca bnticheidttftg
des RVA. vom 1. Pebruai 1923 (Amt!. Nachrichten 1>Jl S. 20) ur.d der Eni-

tcheidvng des RtkhsaclüaUttricbti vom 6. Februar 1924 („OrUkrankeakat&t"
1924 Spalte 280) steht nunmehr fest, daß einerseits die nicht

mit den Rechten und Pflichten staatlicher oder ge¬

meindlicher Beamten ausgestatteten Krankenkassen¬

angestellten den BcsoldunesspcrrKCUtzcn nicht

unterliegen, daü aber andererseits diejenigen Kran¬

kenkassenbeamten. die auf Qrund des § 359 Abs. 4 RVO.

in alter Fassung mit diesen Rechten und Pflichten

ausgestattet worden sind und auf (Jrund der §§ 8 und 9

des Qesetzes vom 28. Juni 1919 (RQBI. S. 450) den Wieder¬

eintritt oder Eintritt in diese Rechte und Pflichten

mit Erfolg beantragt haben, unter die Bcsoldungs-

sperrgesetze fallen. Demnach finden auf die BesolJungsverh_._tnis._e

dieser Ka_ssenbeamtcti im eigentlichen Sinne das Reichslesold::..;_>spcrr',;eseti_
vom 21. Dezember 1920 (RQBI. S. 2117) und das Landesspcrrgesctr, von:

24. Dezember 1923 (RGBl. S. 409) Anwendung. Die Geltung mich des Landes¬

sperrgesetzes ergibt sich schon aus der Tatsache, daß diesen Kassenbeamtcn

die Rechte und Pflichten der Gemeindebeamten übertragen <ir.d.

daß sie also dea gleichen Beschränkungen unterliegen,
*

wie die IhfigM

bayerischen Qemeindcbeamten.

II. Aus der Geltung des Landessperrgesetzes ergibt sich für die Versiehe-

rungsbehörden und die Organe der Krankenkassen folgendes:

1. Die Dicnstbeztlgc der mit den Rechten und Pflichten gemeindlicher

Beamter ausgestatteten Krankenkassenbeamten dürfen gemäß Art. 1 LSfQ. im

allgemeinen nach näherer Maßgabe des Art. 2 a. a. O. nicht günstiger ge-

rogelt werden ais die glcichzubewcrtcndcr Staatsbeamten. Hierbei empfiehlt

es sich, von den Richtlinien auszugehen, welche dic Ministemlentschl.eUu.M_:

vom 2. August 1920 Nr. 1118c II 20 und vom 3. April 1922 Nr. Ulfe II H

tür die übrigen Kassenangestellten aufgestellt haben, denn auch diese Bat«

schlieftungen gehen von der tunlichsten Gleichstellung der KftSSenaaaMttlltta

mit den Staatsbeamten aus.

2. Die Krankenkassen, die Kassenbeamte in diesem Sinne beschäftigen.

haben nach Art. 3 Abs. I LSpG. die nach dem 31, März 1920 erlassenen Vor¬

schriften über die Dienstbezüge neu zu regeln, soweit d.i'se Vorschriften

günstiger sind, als dies nach dem LSpG. zulässig ist.

3. Die Frist, innerhalb weicher die Neuregelung zu erfolgen hat, bttrigl

Im allgemeinen drei Monate. Nachdem erst kürzlich durch die Entscheidung

de« Reichsschtedsgerichts die Rechtslage hinreichend geklärt ist, wird nach

Art. 3 Abs. 3 LSpG. diese Frist auf sechs Monate verlängert.

4. Bei Nichterfüllung der Verpflichtung nach Ziffer 1! 2 erfolgt gemäß

Art. 3 Abs. 4 LSpG. Abänderung der zu günstigen BesoIdtin._:rn*s.eluna. durch

die Aufsichtsbehörde der Krankenkasse, das sind dfe VersicheningsSmter.

5. Erfolgt keine Neuregdung der Besoldungsbestimmungen durch die

Krankenkasse nach Ziffer II 2, weil sie die Neuregelung nicht für geboten

erachtet, dann sind gemäß Art. 3 Abs. 5 LSpG. die Besoldungsvorschriften.

und zwar alle, gleichgültig, ob sie nach Anschauung der Krankenkasse

günstiger sind oder nicht, der Aufsichtsbehörde, also dem VfrttchSfMfSaMt

vorzulegen.

6. Bei Versagung der Genehmigung, der Aufhebung der Besoldungsvor-

scfcriften oder ihrer Abänderung ist den Krankenkissen gemäß Art. 6 LSpG.

die Anrufung des Landesschiedsgerichts ermöglicht.

Dieser Krlaß zeigt mit aller Deutlichkeit, welche Polffea dic

Unterstellung unter das Beamtenrecht für die Krankenkassen¬

angestellten nach sich ziehen würde.

Reichstarifvertrau iür dio KnappschaStssn-rosiellteiv \m

13. August 1924 wurde der Reichstarifvertrag für die knapp¬

schaftlichen Angestellten von den Beteiligten unterzeichnet.

Damit hat die Tarifbewegung. die nahezu ein Jahr in Anspruch

genommen hat. ihren Abschluß erreicht. Der Reichstarifvertrag

ist ein Rahmefltarif. Die Regelung der Bezüge und des Urlaubs

hat durch bezirkliche Vereinbarungen zu erfolgen. Verhand¬

lungen zu diesem Zweck werden jetzt bei allen Bezirksknapp¬

schaftsvereinen eütgeleitet. Als Grundlage fiir die bezirküchen

Verharzungen können einmal die im Reichstarifvertrag ent¬

haltenen Richtlinien und ferner der bereits vorliegende Bezirks¬

tarifvertrag für die Ruhrknappschaft angesehen werden. An

den bezirküchen Verhandlungen können nur die Verbände be¬

teiligt werden, die am Reichstarifvertrag mitgewirkt haben.

Das Mitwfrtangsrecht der Betriebsräte bc} fristloser Fnt-

fassuag. Den Betriebsräten steht nach § 80 Abs. 2 BRQ. bei

der Pestsetzum von Strafen das Witwtrkwigsrechl zu.

Strafen, die vom Arbeitgeber einseitig festgesetzt werden, sind

rechtsanwtrksam. Das gilt auwii ffir die dienstordnttngsmäßigeti

Strafen der Angestellten der Soualvereichertiagsträger. Die

Berufsgenossenschaitsvorstämle sind natürlich anderer Ansicht

liftd bestreiten« daß die Betriebsräte dieses Mitwirktmgsrecht

besitzen.

Das Landgericht I in Berlin hat jetzt in einer t wetten

Entscheidung die von uns vertretene Auffassung geteilt Im

ersten Falle handelt es sich um die Witwirktut* Jer Betriebs«

Vertretung bei der VerhSngun* eines Verweises, Das Land¬

gericht l hat auf unsere Pcststeltatgsklage entschieden, dafl dei

angesprochene Verweis nichtig ist wert er von dem Genossen«

Schaftsvorstand einstig verhängt worden ist (vgl. „Volkstum-

Hebe Zeitschrift". S. 16 v. d. J. und S. 80 v. 19*3).
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Von noch größerer Bedeatnng für die Angestellten ist das

jetzt ergangene Urteil der 8. Zivilkammer des Landgerichts I

vom 19. Juni 1924 (23.0.107.241. In diesem Urteil wird fest¬

gestellt:
„dit d^r Strafbescheid der Bcklaften vom 15J16. Juni 1920, xuge-

sttllt am 2d. luni 1920, rechtlich unwirksam ist und die Be¬

klagte nicht berechtigt war, den Klüger ohne Mitwir¬

kung der Betriebsvertretung mit fristloserEntlassung

2 u bestr alc n."

Das Gericht hat diese Kntscheidung in folgender Weise

begründet:

A u s 5 80 A b s. 2 DOK. ist zu folgern. daB eine Stral-

festsetzung gegen einen berufsgenossenschaftlichen

Angestellten nicht mehr lediglich einseitig vom Vor-

Standsvorsitzenden verhängt werden darf, sondern za

seiner Wirksam keit der Zustimmung der Betriebs-

verirctung bedarf.

Die Mitwirkung der Belricbsveifretung nach § 80 BRQ. betrifft nicht nur

die t'cstsctzung des allgemeinen Strafrahmens, sondern auch die Fest¬

setzung der Strafe im einzelnen Falle. Das wird von der

herrschenden Meinung, der das Gericht beitritt, angenommen. Diese Mitwir¬

kung der Betriebsvertretung ist nicht nur auf Festsetzung solcher Strafen be¬

schrankt, die nach einer Arbeitsordnung im Sinne der §§ 134a ff. OO. ver¬

hängt werden. Zwar erwähnt der § bO Abs. 2 BRO. nur diese Bestimmung,

allein abgesehen davon, daß § hn Abs. 2 dic Mitwirkung von Arbeiterrat oder

Angestciltenrat vorsieht, wahrend die Arbeitsordnung der §§ 134a ff. GO. sich

nur auf gewerbliche Arbeiter bezieht und nach § 133 00. für Angestellte nicht

gilt. Arbeitsordnungen auch nicht nur im Falle des § 134a ff. GO. vorgesehen

sind, sondern auch in den Pfcllen des § 139e GO., der § 60a — 1. Allg. Berg¬

gesetz und § 13 der Landarb.-Ordn. ist aus dem Sinn und Zweck des Gesetzes

der Einführung und Abgrenzung des Mitbestimmungsrechts der Arbeitnehmer

zu schi_tLtn. daB dieses Mitbestimmungsrecht nicht auf den Fall der Arbeits¬

ordnung im Sinne der 5§ 134a ff. OO« beschrankt sein, sondern allgemein

gelten sollte, wenn es sich um die Festsetzung einer Strafe aus einer Dienst-

verschrift handelt, für deren Zustandekommen die Mitwirkung einer Betriebs¬

vertretung erforderlich ist.

Zum Erlaß der Dienstordnung aber bedurfte die Berufsgenossenschaft der

Mitwirkung der Betriebsvertretung; Dienstordnungen sind, da das Oesetz die

Atbcitsordnun.: nur als einen besonderen Fall der Dienstvorschrift bezeichnet

(..Arbeitsordnungen oder sonstige Dienstvorschriften44, § 78, 2, 3 und § 80 Abs. 1

BR(i.). Vorschriften für den Einzelbetrieb, die den

gleichen Inhalt haben wie Arbeitsordnungen und nur

eine andere Porm und Wirkung. Die Dienstordnungen der Be¬

rufsgenossenschaften als Dienstvorschriften bedürfen nach §§ 75—80 BRQ. zu

ihrem Zustandekommen der Mitwirkung der Betriebsvertretung, also der An-

gesteütenvertreturg.

Aus allem ergibt sich. daC der Strafanspruch im vorliegenden Falle nicht

einseitig vom Genossensthaftsvorstand erfolgen durfte, sondern zu seiner Wirk¬

samkeit der Mitwirkung der Betriebsvertretung bedurfte.

§ 706 RVO. steht der Geltendmachung des erfolgten Anspruchs vor dem

erdenthehm Gericht niciit entgegen. Denn es bandelt sich hier nicht um die

Entscheidung der Frage, ob eine Bestrafung des Klagers gerechtfertigt war,

sondern daium, ob eine Strafe in Wahrheit gar nicht verhängt ist, weil der

StrafbeschluB unwirksam ist. Wenn der scheinbar Bestrafte diesen Tatbestand

festgestellt wissen will, ist das ordentliche Gericht zustandig.

Danach hat sich wieder einmal die von uns verfochtene

Auflassung durchgesetzt, die den Betriebsvertretungen der

Sozialvcrsicherungsträger ein volles Mitwirkungsrecht in allen

Fragen des Arbeitsverhältnisses sichert. Wird nun das Reiehs¬

versicherungsamt allmählich seinen Irrtum einsehen und sich

bemühen, den Geist der modernen Arbeitsgesetzgebung zu

verstehen?

Bezirkliche Ergänzung iür Pommern. Zwischen dem Pro¬

vinzialverband Pommern des Hauptverbandes deutscher

Krankenkassen. Sitz Stettin, einerseits und dem Zentralverband

der Angestellten in Stettin, Gau Pommern, andererseits wurde

mit Bezug auf Ziffer 4 der Tarngemeinschaft zwischen dem

Hauptverband deutscher Krankenkassen und dem Zentralverband

der Angestellten vom 1. April 1924 folgendes vereinbart:

1. Die Entlohnung der Kassenangestellten erfolgt unter Anlehnung an das

Rcichsbesoldungsgesetz vom 30. April 1920 ROBl. 20, Seite 805 ff. Die späteren

Ergänzungen und Abänderungen dieses Qe<etzes finden für die Kassenange¬

stellten Anwendung, sofern nachstehende Vereinbarungen dem nicht zuwider¬

laufen.

2. Die Kassenangestellten sind nach der Größe der Kasse und nach ihrer

Tätigkeit im Kas«endienst in Gruppen einzuteilen und mit den entsprechenden

Oruppen des Reichsbesoldungsgesetzes zu vergleichen*

3. Es wird ein Unterschied gemacht zwischen

Kassen bis zu . . . 3000 Mitglieder — Klasse I

Kassen von 3001 bis zu 8000 Mitglieder — Klasse II

Kassen von 8001 bis zu 15000 Mitglieder — Klasse 111

Kassen über . . . . 15000 Mitglieder — Klasse IV.
Zugrunde zu legen ist die Durchschnittsmitgliederzahl aus 1923.

Bei Kassen mit voller Familienhilfe ist zur Errechnung der Durchschnitts-

mitgliederzahl ein Drittel dieser Zahlen zuzurechnen.

4. Die Besoldungsvtrhlltniase der Kassenangestellten solcher Kranken*

kassen, welche im Nebenamte geführt werden, sind dem Reichsbesoldungs¬

gesetz nicht anznpassen.

V Qruppeneinteilung.

a) Geschäftsführer, Verwaltungsdirektoren;

b) Hauptkassierer und Bureauvorsteher;

c) Verwaltungsobersekretfire;

C) Verwaltungssekretarc;

e) Angestellte im Außendienst.

6. Besoldungsplan:

Dienststellung

a) Geschäftsführer
. Verwaltungsdir )

b) Hauptkassierer u.

Beireauvorsteher.

c) Verwaltungsober-
»ekretäre. . . .

d) Vcrwaltungs
tekret&re . . .

e) Angestellte i.AuBen-
rfTenst

bis »00

Kassen von

8001 bis 15 000 über 15 000
Versicherte

Gruppen des Reichsbesoldungs-Gesetzes

von 3001

bis 8U00

VI—VII VII—VIII

VI

VIII—IX

VII

VI

V

X-Xl

VIII-IX

VII—VIII

\I

1V-V IV-V

6. Durch die wahlweise Zulassung verschiedener Besoldungsgruppen in
einer Größenklasse soll dem Kassenvorstand dic Berücksichtigung der besc.ru
deren Verhaltnisse ermöglicht sein, sei es, daB deren Beachtung die bc< :u

deren örtlichen Verhaltnisse der Krankenkasse (t. B. besonders einfache o«icr

besonders schwierige Geschäftslage), sei es die besonderen persönlichen Ver«

hältnisse (z. B. Ausbildungsgrad, besondere Tüchtigkeit, befriedigende lang,
jährige Dienstzeit) erheischen. Auch Art und Umlang dA GeschÄftsverwalturg
(Zentralisation. Dezentralisation, Zahl der Angestellten, Eigenbetriebe der

Kasse — Zahnklinik, Badeinstitut, Genesungsheim —) sind hierbei zu berück*

sichtigen.

Die unter Ziffer 6 genannte Gruppierung gilt als Mindestnorm.

Iq den Ortsklassen, wo 2 Gruppen genannt sind, soll die Aufrückung des

Angestellten in dic höhere Oruppe nach Ablauf von 6 Dienstiahren kassen*

seitig vorgenommen werden.

8. Die Feststellung des Besoldungsdicnstalters erfolgt vom Kassenvorstand
nach Maßgabe der Bestimmungen der Tarifgemeinschaft.

9. Die Besoldung der Hilfsarbeiter erfolgt nach folgenden Grundsätzen)
Es erhalten

männl. Hilfsarbeiter Ober 21 Jahre Gruppe V B. C.
weibl.

„ - 21
„

90 Proz.
m

V n

männl.
„

unter 21 w
90

„ „
V

„

weibl.
„ „

21
„

80
„ .

V
„

10. Mit den im Außendienst beschäftigten Angestellten ist ein Aufwands«!

geld zu vereinbaren.

Die Gewährung und die Festsetzung der Höhe der Zählgclder ist örtlich

zu regeln.

11. Ueberstunden sind nach den Grundsätzen der Ziffer 5 des Reichs-

tarifvertrages mit 50 Proz. Aufschlag auf den aus der Besoldung sich eM

gebenden Stundenlohn zu vergüten.

12. Die vertragschließenden Bezirksorganisationen bilden för die Durchs

führung der Tarifgemeinschoft in ihrem Bezirk einen Bezirkstarifausschuß,

Zu demselben benennt Jede Seite einen Vorsitzenden und zwei Beisitzer,
Der Bezirkstarifausschuß gibt sich seine Geschäftsordnung selbst.

D :r Bezirkstarifausschuß entscheidet in Streitfallen fiber Auslegung dieses

Bezirksabkommens, über Streitigkeiten aus demselben und über Falle aus

Ziffer XVIII, Abs. 2 des Reichstarifvertrages endgültig. Wenn ein Mehrheit*«*

beschluß nicht zustande kommt, so wird in einer neuen Sitzung unter einem

unparteiischen Vorsitzenden entschieden. Vor der Entscheidung ist ein«

Einigung der Streitfalle zu versuchen. Kommt eine Verständigung über die

Person des unparteiischen Vorsitzenden nicht zustande, so ist das Arbeitst

ministcrium um Benennung zu ersuchen.

13. Bei Ausschreibung von freiwerdenden Stellen ist die StellenvcrmitN

lung des Zentralverbandes der Angestellten nach Möglichkeit In Anspruch zu

nehmen.

M Dieses Abkommen tritt am 1. Juni 1924 in Kraft. Solange neue

Vereinbarungen nicht abgeschlossen werden, gelten diese Besttmmnugen weiter.

Diese Vereinbarung ist am 29. Juni 1924 abgeschlossen
worden.

,
Dlenstjublläum. Am 1. Juli 1924 beging der Kollege KuhN

mann sein 25jähriges DienstjubUäum bei der Ortskrankenkasse
Hildburghausen. Wir wünschen dem Jubilar unlieb verspätet
weiteres segensreiches Wirken zum Wohle der Allgemeinheit.

Literatur.

Jahrbuch der Krankenversicherung. Der Geschäftsführer
des Hauptverbandes deutscher Krankenkassen, Helmut Leh-»

mann, hat auch für das Jahr 1923 im Auftrage des Vor¬

standes dieses Verbandes ein Jahrbuch der Krankenver«
Sicherung herausgegeben. Der Verfasser hat damit eine

Arbeit geleistet, die die Beachtung jedes in der Sozialver¬

sicherung Tätigen verdient. Enthält sie doch eine Fülle

von äußerst interessantem Stoff und wissenswertem Material
über die Sozialversicherung, Insbesondere aber über die Kranken¬

versicherung. Das Jahrbuch gibt auch Aufschluß darüber, ir!

welch mannigfacher Art der HdKK. für die Aufrechterhaltun*
der Krankenversicherung sich einsetzen mußte. Von besonderem

Interesse ist der Anfang des Jahrbuches, der die Verhältnisse bcl
den Ortskrankenkassen am 1. April 1924 schildert. Statistische

Tabellen, zu denen 716 Kassen — mit einer durchschnittlichen

Mitgliederzahl von 6 521885 im Jahre 1923 imd einer Mitglieder-
zahl von 6 845 794 am 1. Apri! 1924 — das Material liefertet

zeigen anschaulich, wie und welches Leben durch die Organe der

Krankenversicherung pulsiert. Sie geben ein umfassendes Bild

von der Geschäftsführung der Ortskrankenkassen unter den

heutigen Umständen. Dieser Anhang ist aber auch das beste

Material dafür, die zahlreichen falschen Meinungen über den

Betrieb der Krankenkassen zu widerlegen- Alles in allem: Das

Jahrbuch 1923 der Krankenversicherung zeigt, welcher Faktor

der HdKK. für die Krankenversicherung ist. Man kann m.t

Recht sagen: Ohne Hauptverband deutscher Krankenkassen kein

Fortschritt in der Krankenversicherung. E. B.
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